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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


Bekämpfung des politischen Extremismus 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Das deutsche Volk hat sich aus den Erfahrungen nationalsozia- 
listischer Gewaltherrschaft dafür entschieden, allen Versuchen, 
die erneut Freiheit und Menschenwürde antasten könnten, 
entgegenzutreten. In den zurückliegenden vier Jahrzehnten 
wurde hierzu bei den Wahlen und im täglichen Leben ein 
eindrucksvolles Bekenntnis abgelegt. Es wird sich deshalb 
gegen alle Bestrebungen wenden, diese aus der Geschichte 
schmerzhaft gewonnenen Erfahrungen in Zweifel zu ziehen. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert deshalb erneut die Verant- 
wortlichen auf, jeden Ansatz eines rechten oder linken poli- 
tischen Extremismus zu bekämpfen. Er mißbilligt auch alle 
Versuche, die geschichtliche Wahrheit über die nationalsoziali- 
stischen Verbrechen zu verfälschen. 

3. Der Deutsche Bundestag ist daher der Auffassung, daß in 
Übereinstimmung zwischen allen demokratischen Parteien und 
Institutionen bei der Beurteüung und Bekämpfung des poli- 
tischen Extremismus diese Haltung maßgebend sein muß. Es 
bleibt jedoch Sache der zuständigen Behörden in den Ländern, 
Einzelveranstaltungen nach dem geltenden Recht, insbeson- 
dere nach dem Versammlungsgesetz, zu beurteüen. Aus die- 
sem Grund kann der Deutsche Bundestag zu Einzelfällen nicht 
Stellung nehmen. 

Bonn, den 24. April 1985 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
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